
 

          

 

 

Bauleitplanung der Stadt Wetzlar  

78.Änderung des Flächennutzungsplans 
Im Bereich des Bebauungsplan Nr. 215 

„Gebiet zwischen Neustadt, Uferstraße, Dill und Hai nstraße“ - 1. Änderung - 
in der Kernstadt Wetzlar 

 

Abwägung des durchgeführten Verfahrens gemäß § 3 (1) BauGB 
 

Stellungnahme 4.1: 
Private Stellungnahme vom 16.02.2022 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.2.1: 
Der Anregung wird nicht gefolgt. 
Die gesetzlichen Anforderungen an neue Gebäude im Überschwemmungsgebiet sind sehr hoch. Der 
Bau der geplanten Erweiterung des BTZ erfordert eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 78 (5) WHG. 
In enger Abstimmung mit der Oberen Wasserbehörde beim RP Gießen wurden im Vorfeld umfangrei-
che Untersuchungen durchgeführt. Grundlage ist eine zweidimensionale Strömungsmodellierung. 
Anhand dieses Modells können die Auswirkungen unterschiedlicher Gebäudeanordnungen hinsichtlich 
der Wasserspiegellagen in der Umgebung überprüft werden. Die Modellierung hat ergeben, daß die 
gesetzlichen Anforderungen bei einer aufgeständerten Bauweise erfüllt werden können. Ein entspre-
chender wasserrechtlicher Antrag wurde mittlerweile beim RP eingereicht. Das Baufenster im Bebau-
ungsplan wurde entsprechend angepasst. Die aufgeständerte Bauweise ist kombiniert mit einer vorlau-
fenden Abgrabung. Das so entstehende offene Untergeschoss kann als Tiefgarage genutzt werden. Im 
Hochwasserfall wird es geflutet. Hierdurch entsteht zusätzlicher Retentionsraum, welcher den durch 
andere Baumaßnahmen wegfallenden Retentionsraum mehr als ausgleicht. 
Die Stadt hat zusammen mit der BTZ mögliche Alternativen geprüft. Im Ergebnis konnte aber keine 
bessere Lösung gefunden werden. 
Flächen für den Gemeinbedarf dienen dem Gemeinwohl, in diesem Fall „Schule und Bildung“. Ange-
sichts des immer stärker werdenden Fachkräftemangels kommt solchen berufbegleitenden Bildungs-
stätten eine besondere Bedeutung zu. 
 

4.1.1 
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Bauleitplanung der Stadt Wetzlar  

78.Änderung des Flächennutzungsplans 
Im Bereich des Bebauungsplan Nr. 215 

„Gebiet zwischen Neustadt, Uferstraße, Dill und Hai nstraße“ - 1. Änderung - 
in der Kernstadt Wetzlar 

 

Abwägung des durchgeführten Verfahrens gemäß § 4 (1) BauGB 
 

Stellungnahme 3.1: 
Regierungspräsidium Gießen vom 25.02.2022 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.1 Obere Landesplanungsbehörde - Allgemein:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Ausführungen zu den Belangen der Raumordnung werden zur Kenntnis genommen. Sie entspre-
chen den Ausführungen hierzu in der Begründung. 
 

3.1.1 
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Zu 3.1.2 Obere Landesplanungsbehörde - VBG Landwirt schaft:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Zu 3.1.3 Obere Landesplanungsbehörde - VBG Klimafun ktion:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Umweltprüfung wird auch eine Bewertung möglicher Auswirkungen auf das Lokalklima 
auf der Grundlage des „Aktionsplans Klimaschutz und Klimawandelanpassung“ der Stadt Wetzlar 
durchgeführt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.4 Obere Landesplanungsbehörde - VRG Regional er Grünzug:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Umweltprüfung wird auch eine Bewertung möglicher Auswirkungen auf das Lokalklima 
auf der Grundlage des „Aktionsplans Klimaschutz und Klimawandelanpassung“ der Stadt Wetzlar 
durchgeführt. Die vorhandenen Wegebeziehungen, z.B. des Radwegs, sind von der Planung nicht 
berührt. Auch die Freiraumfunktionen des übrigen Bereichs der Dillspitze werden nicht berührt. 
 
 
 
 
Zu 3.1.5 Obere Landesplanungsbehörde - VRG Natur un d Landschaft:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen der Umweltprüfung wird auch eine Bewertung möglicher Auswirkungen auf angrenzende 
Flächen vorgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3.1.2 

3.1.3 

3.1.4 

3.1.5 
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Zu 3.1.6 Obere Landesplanungsbehörde - VRG Hochwass erschutz:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Wie ausgeführt erfordert der Bau der geplanten Erweiterung des BTZ aufgrund der Lage im Über-
schwemmungsgebiet eine Ausnahmegenehmigung gemäß § 78 (5) WHG. In enger Abstimmung mit 
der Oberen Wasserbehörde beim RP Gießen wurden im Vorfeld umfangreiche Untersuchungen 
durchgeführt. Grundlage ist eine zweidimensionale Strömungsmodellierung. Anhand dieses Modells 
können die Auswirkungen unterschiedlicher Gebäudeanordnungen hinsichtlich der Wasserspiegellagen 
in der Umgebung überprüft werden. Die Modellierung hat ergeben, daß die gesetzlichen Anforderungen 
bei einer aufgeständerten Bauweise erfüllt werden können. Ein entsprechender wasserrechtlicher 
Antrag wurde mittlerweile beim RP eingereicht. Das Baufenster im Bebauungsplan wurde entspre-
chend angepasst. Die aufgeständerte Bauweise ist kombiniert mit einer vorlaufenden Abgrabung. Das 
so entstehende offene Untergeschoss kann als Tiefgarage genutzt werden. Im Hochwasserfall wird es 
geflutet. Hierdurch entsteht zusätzlicher Retentionsraum, welcher den durch andere Baumaßnahmen 
wegfallenden Retentionsraum mehr als ausgleicht. 
Der gesetzliche Uferrandstreifen ist nicht betroffen. Die Notwendigkeit der betrieblichen Einheit wird 
differenzierter begründet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.7 Grundwasser, Wasserversorgung:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.8 Oberirdische Gewässer, Hochwasserschutz  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Auf die Ausführungen zu 1.8.6 wird verwiesen. 
 
 

3.1.6 

3.1.7 

3.1.8 
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Zu 3.1.9 Kommunales Abwasser, Gewässergüte  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.10 Nachsorgender Bodenschutz:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die betreffenden Behörden wurden aufgefordert, im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 4 
(1) BauGB hierzu die bei Ihnen vorliegenden Informationen der Stadt mitzuteilen. Die Untere Boden-
schutzbehörde hat einen Hinweis auf Flurstück 53/5 nördlich des Geltungsbereichs gegeben. Es han-
delt sich um eine Verdachtsfläche aufgrund der historischen gewerblichen Nutzung. Nähere Informati-
onen liegen nicht vor. Aktuell wird das Grundstück als Fahrradgeschäft genutzt. Darüber hinaus wur-
den keine weiteren Standorte genannt. Auch der Stadt sind keine weiteren Verdachtsfälle bekannt. 
 
Flurstück 53/5 liegt ausserhalb des Geltungsbereichs. Durch die Änderung des Bebauungsplan wer-
den im Umfeld keine grundsätzlich neuen Baurechte geschaffen. Auffällige Funde im Rahmen der 
bisherigen Baumaßnahmen sind nicht bekannt. Im übrigen ist der jeweilige Grundstückseigentümer 
verpflichtet entsprechende Vorsorge zu treffen. Somit ergibt sich für das Bauleitplanverfahren keine 
besonderer Handlungsbedarf. 
 
 
 
 
 
 

3.1.9 

3.1.10 
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Zu 3.1.11 Vorsorgender Bodenschutz:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.12 Kommunale Abfallentsorgung, Abfallentsorg ungsanlagen:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
In die Planzeichnung des Bebauungsplans wird ein Hinweis auf das Merkblatt aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.13 Immissionsschutz II:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

3.1.11 

3.1.12 

3.1.13 
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Zu 3.1.14 Bergaufsicht:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.15 Landwirtschaft:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.16 Obere Naturschutzbehörde:  
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Auenverbund ist von der Planung nicht betroffen. 
Die Untere Naturschutzbehörde wurde ebenfalls beteiligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 3.1.17 Bauleitplanung:  
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Die Begründung wird um eine Erläuterung zum wasserrechtlichen Antrag ergänzt. 
Der Flächennutzungsplan stammt aus dem Jahr 1981. Anfang 2024 wurde er neu bekannt gemacht. In 
der neu bekannt gemachten Fassung wurde der FNP sowie alle bisher durchgeführten Änderung und 
Berichtigungen digital erfasst und zusammengeführt. Die Kennzeichnungen und nachrichtlichen Über-
nahmen konnten jedoch nicht aus dem Plan von 1981 einfach übertragen werden, da sich in vielen 
Fällen die tatsächlichen Verhältnisse oder die entsprechenden Planungen verändert haben, aufgeho-
ben worden oder neue Planungen und Nutzungsregelungen hinzugekommen sind. In Abstimmung mit 
dem RP wurde daher auf die Aufnahme der nachrichtlichen Darstellungen im Rahmen der Neube-
kanntmachung verzichtet. Diese werden dann wieder im Rahmen der notwendigen Neuaufstellung 
gemäß dem aktuellen Stand in die Planzeichnung des FNP aufgenommen. 
Die rechtlichen Vorgaben zur Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB werden beachtet. 

3.1.14 

3.1.15 

3.1.16 

3.1.17 
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